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kräfte im Umgang mit Testverwei-
gerern haben. Hier mal ein Anruf,
dort ein klärendes Gespräch, Un-
terrichtsmaterialien zum Selbst-
durcharbeiten: All das ist ja auch
weiterhin möglich. „Ich wünsche
mir Schulleiter, die mutig, stand-
fest und kindorientiert Wege fin-
den, um Kindern und Eltern in der
Schulfamilie gerecht zu werden“,
erklärt sie. Ihr Motto: „Maximal
viel Eigenverantwortung bei maxi-
mal klaren Rahmenbedingungen.“

Wahrscheinlich ist: Einige El-
tern werden versuchen, die Rege-
lung auf juristischem Weg zu kip-
pen. Für Matthias Fischbach,
FDP, stellt sich die Frage nach der
Verhältnismäßigkeit der Sanktio-
nen. „Wir schränken Bildungs-
chancen ein und gefährden Bil-
dungskarrieren“, erklärt er. Er be-
zweifelt, dass für den Schutz vor
Infektionen jedes Mittel recht ist.
Und befürchtet „drastische
Druckmaßnahmen könnten dras-
tischere Gegenmaßnahen an-
schieben. Wir sollten mehr als nur
die Brechstange zu bieten haben.“
> MONIKA GOETSCH

die Kinder sicher nicht im Regen
stehen lassen.“ Materialien zum
Lernen daheim würden ab sofort
freiwillig zur Verfügung gestellt.
Ein Anrecht darauf haben Mas-
ken- und Testverweigerer aller-
dings nicht.

Auch Jürgen Böhm vom Bayeri-
schen Realschullehrerverband
heißt die Gleichstellung von Test-
verweigerern mit Schulschwän-
zern gut. „Ich bin für die harte Li-
nie“, sagt er. Zwar sei es pädago-
gisch geboten, den Eltern ins Ge-
wissen zu reden. „Aber die Kolle-
gen haben genug zu tun, die kön-
nen sich nicht teilen, dritteln oder
vervierfachen.“ Und: „Es werden
die Eltern bestraft, nicht die Kin-
der.“ Für letztere sei es allerdings
„extrem schade, dass die Eltern ih-
nen den Zugang zu Bildung ver-
wehren“.

Simone Fleischmann vom Baye-
rischen Lehrer- und Lehrerinnen-
verband hat ebenfalls viel übrig
für klare Ansagen, betont aber
auch, wie wichtig es ist, den päda-
gogischen Spielraum zu nutzen,
den Schulleiter*innen und Lehr-

wurde ihr bewusst, dass gegen
manche Ängste kein Kraut ge-
wachsen ist. „Die Kinder, deren El-
tern einen Sonderweg gehen, ste-
cken dann in einer elenden Zwick-
mühle“, sagt Paede. „Das ist fatal
und richtig schädlich!“

Fischbach (FDP): „Wir

gefährden Bildungskarrieren“

Die Lehrerverbände begrüßen
den Schritt der Staatsregierung. Er
schaffe Klarheit für Schulleitun-
gen und Lehrkräfte und wirke ent-
lastend, so der Vorsitzende des
Bayerischen Philologenverbands
Michael Schwägerl. Es bleibe ab-
zuwarten, wie sich die Familien
nach der Bedenkzeit, die bis zu
den Allerheiligenferien andauert,
verhalten. „Wir hoffen, dass mög-
lichst viele ihren Kindern den Weg
zurück zu mehr Normalität er-
möglichen“, erklärt eine Spreche-
rin des Verbands. „Nichtsdesto-
trotz werden die Schulen mit den
Familien in Kontakt bleiben und

„Verschwindend wenige Schü-
lerinnen und Schüler“, so Henrike
Paede vom Bayerischen Elternver-
band, seien insgesamt betroffen.
Bei ihr melden sich häufig Eltern,
die Angst vor angeblichem Gift in
den Teststäbchen hätten und
fürchten, ihre Kinder würden
„vergiftet“.

Die Redaktion der Zeitschrift
Ökotest ist der Sache bereits im
Mai nachgegangen, nachdem ein
Video im Netz für Aufruhr gesorgt
hatte. Sie stellt fest: „Richtig ist,
dass die Wattetupfer von Corona-
Tests mit Ethylenoxid sterilisiert
werden. Richtig ist außerdem, dass
Ethylenoxid giftig ist.“ Aber: Nach
der Sterilisation werde das Ethy-
lenoxid „sozusagen ausgelüftet,
denn als Gas hat es die Eigenschaft,
sich schnell zu verflüchtigen“.
Testverweigerer scheint das nicht
zu überzeugen. Sie kritisieren da-
rüber hinaus, der Stäbchentest sei
„zu invasiv“, erzählt Henrike Pae-
de – obwohl die Kinder ihn selbst
durchführen. Anfangs habe sie ver-
sucht, die Eltern zu beruhigen und
aufzuklären. Aber irgendwann

geschränkte Präsenzpflicht, wes-
halb auch die „Regularien zur Ver-
hinderung von Schulabsentis-
mus“, so eine Sprecherin der Han-
sestadt, in Kraft treten.

In anderen Bundesländern
bleibt das Entgegenkommen grö-
ßer: So können Schülerinnen und
Schüler in Hessen, die sich nicht
testen lassen wollen, auch künftig
von ihren Eltern vom Präsenz-
unterricht abgemeldet werden.
„Die Schülerinnen und Schüler er-
halten dann Materialien von den
Schulen und werden – dort, wo es
möglich ist (tendenziell eher die
Ausnahme) – auch online zur Klas-
se zugeschaltet“, so ein Sprecher
des Kultusministeriums. Insge-
samt seien dem Ministerium 800
solcher Schüler*innen bekannt.

In Rheinland-Pfalz und in
Schleswig-Holstein können El-
tern ihre Kinder zu Hause testen
und dem Kind eine „qualifizierte
Selbstauskunft“ in die Hand ge-
ben. In beiden Bundesländern er-
halten die Schülerinnen und
Schüler, die sich nicht testen las-
sen, außerdem ein Angebot zum
Distanzlernen.

Auch in Nordrhein-Westfalen,
wo der Anteil der Testverweigerer
zuletzt bei unter 0,1 Prozent lag,
wie es aus dem Schulministerium
heißt, wird auf Bußgelder und
Strafen bislang verzichtet.

Es geht also auch anders. Ist der
harte Kurs darum übertrieben?
Könnte man nicht einfach auf
Bußgelder pfeifen und das tun,
was pädagogisch immer am sinn-
vollsten ist: miteinander reden?
Und: Wie groß ist das Problem
überhaupt?

0,26 Prozent der Schülerinnen
und Schüler nehmen aufgrund ei-
nes ärztlichen Attests mit Corona-
Bezug, wegen einer individuell
empfundenen Gefährdungslage
oder mangelnder Testbereitschaft
nicht am Unterricht teil, heißt es
aus dem bayerischen Kultusminis-
terium. Testverweigegernde ma-
chen also einen Bruchteil davon
aus. Genauer aufgeschlüsselt sind
die Zahlen des Ministeriums
nicht. Man weiß aber: Besonders
viele Fehlende verzeichnen
Grund- und Mittelschulen.

Wer Kinder erzieht, weiß: Stra-
fen sind out, logische Konsequen-
zen in. Statt Fehlverhalten zu
sanktionieren, wird an Einsicht
appelliert. Man argumentiert, man
überzeugt. Gelingt dies nicht, hat
das, wie den Kindern voll Bedau-
ern erklärt wird, unangenehme
Folgen.

Dass Testverweigerer an bayeri-
schen Schulen jetzt Schulschwän-
zern gleichgestellt werden, fällt
ganz klar unter die Kategorie Stra-
fen. Testverweigerer haben keinen
Anspruch mehr auf Distanzunter-
richt. Auf Proben und Klausuren,
an denen sie nicht teilnehmen, be-
kommen sie eine glatte Sechs.
Und die Bußgelder, die aufs
Schwänzen stehen und von den
Kreisverwaltungsbehörden erho-
ben werden, können empfindlich
hoch sein. In Bayern belaufen sie
sich auf bis zu tausend Euro. Vo-
raussetzung: Der Schüler oder die
Schülerin hat zehn Tage unent-
schuldigt gefehlt.

Eltern, die Angst vor Gift
in den Stäbchen haben

Die Vorteile dieser Maßnahme
sind klar. Die Fronten sind verhär-
tet. Mit einer ordentlichen Droh-
kulisse im Rücken können Schul-
leiter*innen besonders uneinsich-
tige Eltern wieder auf Kurs brin-
gen. Mag sein, dass manche Eltern
einknicken, wenn es an ihren
Geldbeutel geht. Dabei bliebe ih-
nen der drohende Gesichtsverlust,
der in einer polarisierten Debatte
häufig von nötigen Kurskorrektu-
ren abhält, erspart. Man beugt
sich halt der Politik, die spätes-
tens nach den Herbstferien einen
härteren Kurs fährt.

Bayern ist nicht das einzige
Bundesland, das jetzt auf Strenge
setzt. Beispiel Sachsen: Weigern
sich Kinder, eine Maske zu tragen
oder an Tests teilzunehmen, ist die
Schulpflicht verletzt, so eine Spre-
cherin des Kultusministeriums,
was ein Ordnungswidrigkeitsver-
fahren nach sich ziehen könnte.
Auch in Baden-Württemberg und
Hamburg herrscht wieder unein-

Das bayerische Kultusministerium erhöht den Druck: Lehrkräfte begrüßen die harte Linie, da sie Klarheit für die Schulen schaffe – doch auch die Kritik ist groß

Wer sich nicht testet, wird bestraft
In Bayern gilt: Nur Getestete, Genesene und Geimpfte
dürfen die Schulen betreten. Einige Eltern lehnen es aber
ab, ihre Kinder testen zu lassen. Nach den Herbstferien
droht ihnen ein Bußgeld – von bis zu 1000 Euro. Dass es
auch anders geht, zeigen Bundesländer wie
Rheinland-Pfalz, wo Eltern ihre Kinder zu Hause testen
können. Für Verweigerer gibt es Distanzunterricht.

Ein Set des sogenannten Lolli-Tests (PCR-Pooltest) im Klassenzimmer einer Münchner Grundschule. FOTO: DPA/PETER KNEFFEL

Asch (Tschechien). Ich bin glück-
lich, dass sich die bayerische
Staatsregierung (damals Wirt-
schaftsminister Zeil) für die Wie-
derinbetriebnahme dieser Bahn-
verbindung eingesetzt hat. Die
Züge fahren! Gegen den Wider-
stand des damaligen Bürgermeis-
ters Kreil in Selb. Er fürchtete den
Güterverkehr mit Holztranspor-
ten. Nun scheint sich Ähnliches
zu wiederholen mit der Bahnlinie
von Lichtenberg (Bayern) nach
Blankenstein (Thüringen). Die
Holztransporte müssen derzeit in
Asch von den Waggons umgela-
den werden auf Lastwagen. Statt
täglich zwei Güterzüge fahren nun
400 Lastwagen das Holz die restli-
chen 65 Kilometer. Bad Steben ar-
gumentiert wie einst Selb: Sie wol-
len güterzugfrei bleiben. Zusätz-
lich sei die ehemalige Bahnstrecke
zu einem nicht mehr berührbaren
Naturschutzgebiet mutiert. Ich
appelliere an die Verantwortli-
chen, hier ganzheitlich zu denken:
Für das Klima und für die Ge-
sundheit der neben den Straßen
wohnenden Menschen wäre mit
durchgehendem Transport per
Bahn viel gewonnen. Zusätzlich
können erhebliche Transportkos-
ten gespart werden.
Bahnlinien verbinden auf bsz.de

Die Redaktion behält sich vor,
Beiträge zu redigieren und zu kürzen.

verboten, durften nicht im Fernse-
hen oder Radio ausgestrahlt wer-
den. Ich weiß das alles noch.
Birgit Hoell auf Facebook

Neuausrichtung
gefragt – aber wohin?
1. Oktober 2021

CSU nur mit der Erststimme
Ich gestehe, dass ich Laschet nicht
wählen konnte, und es ist vielen
meiner Bekannten so gegangen.
Wir haben die CSU-Direktkandi-
daten gewählt, aber konnten die
CSU nicht wählen, da die Zweit-
stimme eine Laschet-Stimme ge-
wesen wäre. Das wird Söder zur
Last gelegt, aber er kann nichts
dafür. Aber die CDU kann nur in
Richtung CSU treten, müsste ja
sonst ihr totales Versagen aner-
kennen. In Bayern sehe ich die
anderen Parteien nicht, es war
eine reine Bundestagswahl.
F. X. Holzbauer per E-Mail

Strecke für die Holz-
industrie reaktivieren
16. Juli 2021

400 unnötige Lastwagen pro Tag
Ich bin an der Bahnstrecke von
Hof nach Selb aufgewachsen. Der
Eiserne Vorhang trennte die Ab-
zweigung von Selb-Plößberg nach

Positiver Corona-Test
bei Freien Wählern
20. Oktober 2021

Testpflicht für alle
Statt über eine Impfpflicht für alle
hätte man besser konsequent über
eine Testpflicht für alle diskutie-
ren sollen. Stattdessen schafft
man lieber die kostenlosen Tests
für alle konsequent ab.
Gerd Schneider auf Facebook

Mehr Sachlichkeit
Es gab und gibt keine Impfpflicht,
genauso wenig eine Abschaffung
von kostenlosen Tests da, wo sie
nötig sind. Etwas mehr Sachlich-
keit würde der Debatte guttun.
Impfdurchbrüche können ver-
schiedene Gründe haben. Des-
halb macht eine Test-Bestimmung
Sinn.
Stephan Zurzlmeier auf Face-
book

Verdienstorden für Polt

19. Oktober 2021

180-Grad-Wende der CSU
Früher in den 80er-Jahren waren
Gerhard Polt und die Biermösl
Blosn Staatsfeinde. Sie sind da-
mals auf der Anti-Kernkraft-De-
mo in Wackersdorf aufgetreten.
Damnals wurden sie von der CSU

Volksbegehren:
Beteiligung gering
20. Oktober 2021

Längere Öffnungszeiten
Könnte das daran liegen, dass die
Unterschriftenliste in den Rathäu-
sern ausliegt, die nur dann geöff-
net haben, wenn die meisten Leu-
te arbeiten müssen?
Nico Zadkiel auf Facebook

Watschn durch Abwahl
Wenn nur ein Prozent unter-
schreibt, wird sich Herr Söder
freuen, als hätten ihn gerade 99
Prozent aktiv gewählt. Eine ge-
scheite Watschn in Form einer Ab-
wahl durch das Volk fände ich an-
gemessen.
Werner Denk auf Facebook

Neuwahl stärkt nur die CSU
Was soll der Vorteil einer Abwahl
sein? Die Wahlen sind dann ein
Jahr eher und die kleinen Parteien
haben statt mehrerer Monate nur
wenige Wochen zum Sammeln der
Unterstützerunterschriften, was
einige nicht schaffen werden und
der CSU dank fehlender Konkur-
renz ein paar Prozente mehr ver-
schafft. Die Regierung, die man ei-
gentlich absetzen möchte, bleibt
währenddessen weiterhin im Amt.
Florian Karl David auf Face-
book

MEINUNGSFORUM

kreis Landshut. Und im Südwes-
ten des Freistaats hat im Land-
kreis Unterallgäu die Intensivme-
dizin ihre Behandlungsmöglich-
keiten restlos ausgeschöpft.

Holetschek: epidemische
Notlage noch beibehalten

Im bayernweiten Schnitt waren
am Mittwoch 11 Prozent der In-
tensivbetten frei. Die Corona-Am-
pel der Staatsregierung, die als In-
dikator für die Belastung der Kli-
niken dient, steht nach wie vor auf
Grün. SPD und Grüne im Landtag
forderten von der Staatsregierung
deswegen Nachbesserungen an
dem System. „Wie kann es sein,
dass die Ampel noch auf Grün
steht“, fragte die SPD-Gesund-
heitspolitikerin Ruth Waldmann.
Auf Rot würde die Ampel geschal-
tet, wenn die landesweite Zahl der
Covid-Intensivpatient*innen auf
600 steigt, das wäre verbunden mit
verschärften Einschränkungen
des öffentlichen Lebens. „Fraglich
bleibt auch, welche Maßnahmen
oder Einschränkungen dann über-
haupt ergriffen werden, wenn es
zu einer Überlastung kommt“, kri-
tisierte Waldmann. > DPA

In den Krankenhäusern von
mehr als einem Dutzend bayeri-
scher Kreise und Städte gibt es
wegen wieder steigender Zahlen
von Corona-Patient*innen keine
freien Intensivbetten mehr. Voll
belegt sind die Intensivstationen
insbesondere in Teilen Oberbay-
erns und der fränkischen Regie-
rungsbezirke, wie aus dem Divi-
Intensivregister hervorgeht.

„Die Auslastung der Intensiv-
betten hat punktuell in einigen
Gebieten die absolute Kapazitäts-
grenze erreicht. Da müssen wir
wachsam sein und die Kranken-
häuser nach Kräften unterstüt-
zen“, sagte Bayerns Gesundheits-
minister Klaus Holetschek (CSU).
Er plädierte zudem dafür, die so-
genannte epidemische Lage von
nationaler Tragweite nicht wie
von Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) vorgeschlagen
demnächst auslaufen zu lassen.

Unter anderem die Stadt Rosen-
heim sowie die Kreise Freising,
Erding und Aichach-Friedberg
meldeten diese Woche kein einzi-
ges freies Intensivbett, im Norden
Bayerns Stadt und Landkreis
Aschaffenburg, die Stadt Erlangen
und der Kreis Erlangen-Höch-
stadt, die Kreise Forchheim und
Bayreuth sowie Stadt und Land-

Trotz weniger Patient*innen als letzten Winter

Freie Intensivbetten sind rar


